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Norm

AVG §56;

BDG 1979 §163 Abs1 idF 1988/148;

BDG 1979 §247e Abs1 idF 1997/I/109;

BPAG 1997 §2 Abs2;

Rechtssatz

Beim beschwerdegegenständlichen zweiten Absatz der in Rede stehenden Erledigung ist schon von seinem Wortlaut

her fraglich, ob die Behörde - das Amt der Universität - einen Akt normativen Wesens oder bloß informativer Art

gegenüber dem Beschwerdeführer setzen wollte. Während der erste Absatz der Erledigung die Rechtsgestaltung

ausspricht, dass der Beschwerdeführer von seinen Dienstp?ichten entbunden werde, tri@t der zweite Absatz die

Aussage, dass dem Beschwerdeführer während der Dauer der Emeritierung der näher bezeichnete

"Emeritierungsbezug" gebühre. Damit wird - unabhängig von einer allenfalls normativen Verfügung im ersten Absatz -

im zweiten Absatz der Erledigung dem Beschwerdeführer eine Information über die sich aus seiner Emeritierung

ergebende besoldungsrechtliche Konsequenz zuteil. Dieses Auslegungsergebnis wird durch den dritten Absatz der

Erledigung bestärkt, der in gleicher - nämlich nur informativer - Art die Liquidierung des Emeritierungsbezuges durch

das Amt der Universität in Aussicht stellt (vgl. etwa das hg. Erkenntnis vom 16. Dezember 1998, Zl. 95/12/0078, sowie

den hg. Beschluss vom 19. März 2003, Zl. 2001/12/0035, betre@end besoldungsrechtliche Feststellungen in

Ernennungsdekreten). Dieses Auslegungsergebnis wird entscheidend dadurch gestützt, dass im gegebenen

Zusammenhang weder dem Rektor noch dem Amt der Universität eine Zuständigkeit zur Bemessung des

Emeritierungsbezuges eines emeritierten (Ordentlichen) Universitätsprofessors zukam (zur Zuständigkeit des

Bundespensionsamtes gemäß § 2 Abs. 2 BPAG 1997 vgl. etwa das hg. Erkenntnis vom 13. September 2006, Zl.

2006/12/0046, m.w.N.), sodass gerade auch unter Bedachtnahme auf die gesetzlich vorgesehene Zuständigkeit der

Pensionsbehörden (Bundespensionsamt, Bundesminister für Finanzen) für Angelegenheiten der Emeritierungsbezüge

die Erledigung in ihrem zweiten Absatz verständiger Weise bloß als Information gedeutet werden durfte.
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